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Liebe Freunde,

diese 3. Ausgabe des Infodienstes „Migration“ hat
das Thema „Ausländerkriminalität“ zum Schwer-
punkt; zu diesem Thema fand Anfang des Jahres im
Landtag eine öffentliche Anhörung statt. Die wichtig-
ste Erkenntnis aus dieser Anhörung ist für mich, daß
die Gründe für Straffälligkeit nicht in der Ethnie des
Täters, sondern im Bildungsniveau und/oder im sozia-
len Milieu zu suchen sind.

Eine Studie des Justizministeriums für diese Anhörung
hat ergeben, daß zum Stichtag der Erhebung fast drei
Viertel der Gefangenen keinen Schulabschluß in
Deutschland erreicht hatten und 96 % der Betroffe-
nen keine Berufsausbildung abgeschlossen haben.

Professor Rainer Geissler von der Universität Siegen kam bei der Anhörung zu folgen-
dem Schluß: „Vergleicht man Deutsche und Ausländer mit einer ähnlichen Soziallage
(ähnliche Zusammensetzung nach Geschlecht, Alter, Wohnort, Ausbildung und
Schichtzugehörigkeit), dann kommt man zu folgendem Ergebnis: Ausländer werden
nicht häufiger, sondern deutlich seltener kriminell als Deutsche mit vergleichbarem
Sozialprofil. Dieses wichtige, die bestehenden Vorurteile widerlegende Resultat wird
in mehreren Studien bestätigt.“

Ich möchte hier keine Probleme kleinreden; natürlich gibt es bei Migrantinnen und
Migranten Kriminalität, natürlich machen uns die Jugendlichen hier besondere Sor-
gen. Aber die Ethnisierung von gesellschaftlichen Problemen vergiftet die Atmosphäre
im Zusammenleben und schafft nur neue Probleme.

Welche Staatsangehörigkeit  jugendliche Straftäter haben, darf vor allem dann keine
Rolle mehr spielen, wenn diese Jugendlichen hier geboren und sozialisiert worden
sind. Diese jungen Menschen neben der Anwendung des Strafrechts noch ausländer-
rechtlich zu „bestrafen“ oder sogar die ganze Familie in diese Behandlung mit einzu-
beziehen, leugnet die Verantwortung der Mehrheitsgesellschaft für alle hier aufge-
wachsenen Menschen.

Auf diese Tatsachen hinzuweisen, sollte Aufgabe aller Ausländerbeiräte in NRW sein.
Wir Ausländerbeiräte müssen uns mit aller Kraft für die Verbesserung der sozialen,
kulturellen und politischen Situation der Migrantinnen und Migranten einsetzen.      

Tayfun Keltek, Vorsitzender der LAGA NRW

Infodienst der  Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte NRW
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1997 sind in Nordrhein-Westfalen 25.317
Ausländerinnen und Ausländer eingebürgert
worden. Diese Zahl liegt geringfügig unter der
des Jahres 1996 (26.458), aber deutlich über
derjenigen der vorangegangenen Jahre (siehe
Tabelle). Insgesamt gesehen haben die Einbür
gerungen nach der auf den sogenannten
Asylkompromiss zurückzuführenden Ände-
rung der einbürgerungsrechtlichen Bestim-
mungen des Ausländergesetzes zum 1. Juli
1993 zunächst sprunghaft und dann kontinu-
ierlich zugenommen. Diese Einbürgerungs-
entwicklung präsentierte NRW-Innen- und
Justizminister Fritz Behrens. 

Unter den eingebürgerten Ausländern bil-
den die türkischen Staatsangehörigen auch
1997 mit 15.052 (Vorjahr: 15.255) die mit
Abstand größte Gruppe.

Aus anderen europäischen Ländern sind
etwa 3.000 und aus nichteuropäischen Län-
dern über 5.000 Personen eingebürgert wor-
den.

Das Innenministerium habe Anfang 1997
im Zusammenhang mit einer Umfrage zu den
noch anhängigen Einbürgerungsverfahren
und zur Verfahrensdauer die Einbürgerungs-
behörden aufgefordert, alle in Betracht kom-
menden organisatorischen und personellen
Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung
zu treffen, erklärte Minister Behrens. Trotz-
dem sei eine signifikante Steigerung ausge-
blieben.

Behrens: „Nach wie vor verhindern zu
strenge Einbürgerungsvoraussetzungen und
aufwendige Verwaltungsverfahren die Ein-
bürgerung. Von den in Nordrhein-Westfalen
lebenden et wa zwei Millionen Ausländerin-
nen und Ausländern erfüllen bereits mehr als
850.000 die zeitliche Voraussetzung für eine
Einbürgerung nach dem Ausländergesetz.“ 

Vor allem das grundsätzliche Verbot einer
doppelten Staatsangehörikgeit habe nicht nur
abschreckende Wirkung auf viele einbürge-
rungswillige Ausländerinnen und Ausländer,
es führe auch zu unverhältnismäßig langen
Verzögerungen der Einbürgerung. Behrens: 

„Ein neues Staatsangehörigkeitsrecht muß
deshalb in Zukunft häufiger Doppelstaatsan-
gehörigkeit zulassen, um den Entschluß zur
Einbürgerung zu erleichtern  und damit die In-
tegration zu fördern. 

Die hier geborene Enkelgeneration von Ar-
beitsimmigranten soll bei Einbürgerung ihre
Abstammungsstaatsangehörigkeit behalten
können.“

Der nordrhein-westfälische Innen- und Ju-
stizminister betonte: „Die SPD geführten Lan-
desregierungen haben durch Bundesratsinitia-
tiven ihre Vorstellungen über eine sinnvolle
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts deut-
lich gemacht. Der Bonner Regierungskoalition
ist es nicht einmal gelungen, sich auf ein Kon-
zept für eine Teilreform zu verständigen. Wer
auch immer die neue Bundesregierung stellen
wird – die Landesregierung Nordrhein-West-
falen wird sich dafür einsetzen, daß es in der
nächsten Legislaturperiode zu einer Reform
des Staatsangehörigkeitsrechts kommt, die
der Lebenssituation der auf Dauer in unser
Land gekommenen Menschen wirklich ge-
recht wird.“ 

Darüber hinaus haben die kommunalen
Einbürgerungsbehörden in 1997 ca. 48.500
Spätaussiedler deutscher Volkszugehörigkeit
eingebürgert (1995: ca. 64.000, 1996: ca.
59.000). Hier macht sich seit 1995 ein deutli-
cher Rückgang des Spätaussiedlerzuzugs be-
merkbar.

IInnnneenn--  uunndd  JJuussttiizzmmiinniisstteerr  BBeehhrreennss  ffoorrddeerrtt  mmooddeerrnneess
EEiinnbbüürrggeerruunnggssrreecchhtt  ––  EEnnkkeellggeenneerraattiioonn  mmuußß
DDooppppeellssttaaaattssaannggeehhöörriiggkkeeiitt  eerrmmöögglliicchhtt  wweerrddeenn
EEnnttwwiicckklluunngg  ddeerr  
EEiinnbbüürrggeerruunnggeenn  iinn  NNRRWW
vvoonn  AAuusslläännddeerr//iinnnneenn
sseeiitt  11998800

11998800 33..118855

11998811 33..334455

11998822 33..446699

11998833 33..663344

11998844 44..007755

11998855 33..667755

11998866 33..770022

11998877 33..553355

11998888 44..330066

11998899 44..552233

11999900 44..886644

11999911 55..113344

11999922 66..888844

11999933 1100..663366

11999944 1188..999988

11999955 2211..886699

11999966 2266..445588

11999977 2255..331177

EEiinnggeebbüürrggeerrttee  AAuusslläännddeerr//iinnnneenn  11999977

iinn  NNRRWW  nnaacchh  HHeerrkkuunnffttssllaanndd

TTüürrkkeeii 1155..005522

MMaarrookkkkoo 11..777744

EEhheemm..  JJuuggoossllaawwiieenn 11..110000

VViieettnnaamm 993311

IInnddiieenn 662277

TTuunneessiieenn 559955

AAffgghhaanniissttaann 555522

PPoolleenn 553399

IIttaalliieenn 336699

NNiieeddeerrllaannddee 335500

IIrraann 229988

SSrrii  LLaannkkaa 221166

SSoonnssttiiggee  LLäännddeerr 22..991144

GGeessaammtt 2255..331177
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Daten zur Stadt Bonn

Fläche 141,22  km2

Bevölkerung 302.873
Ew/km2 2.145     
Ausl.-Anteil 14,1%

Herkunft der größten Gruppen
Türkei 6.418
Ehem. Jugoslawien 4.084
Marokko 2.221
Italien 2.208
Spanien 1.593

Sitzverteilung im Rat
SPD 26
CDU 31
Grüne 10

CChhrroonniikk
1974: Gründung des Arbeits-
kreises „Ausländische Arbeit-
nehmer“. Die Migranten stel-
len etwa ein Drittel der Mit-
glieder und werden von den
Wohlfahrtsverbänden be-
nannt. 
1980: Gründung des Unter-
ausschusses „Ausländische Ar-
beitnehmer“ als Nachfolge-
gremium des Arbeitskreises. Er
setzt sich zusammen aus 7
Mitgliedern des Ausschusses
für Sozial- und Wohnungswe-
sen und ist diesem unmittelbar
zugeordnet.
1982: Einrichtung des Auslän-
derbeirates; neben 7 Mitglie-
dern des Unterausschusses
„Ausländische Arbeitnehmer“
sind auch 7 ausländische Mit-
bürger vertreten (jeweils ein
Vertreter aus den ehemaligen
Anwerbeländer), die auf Vor-
schlag der Wohlfahrtsverbän-
de vom Rat bestellt werden. 
1985: Urwahl zum Ausländer-
beirat. Er setzt sich zusammen
aus 13 Vertretern des Aus-
schusses für Sozial- und Woh-
nungswesen und 13 gewähl-
ten Vertretern der ausländi-
schen Mitbürger: 4 Türken, 2
Italiener, 2 Spanier, 1 Jugosla-
we, 1 Marokkaner, 1 Grieche,
1 Portugiese, 1 Tunesier. An
der Wahl können nur Einwoh-
ner aus diesen 8 Herkunftslän-
dern teilnehmen und einen ih-
rer Landsleute wählen.
1986: Den Mitgliedern des
Ausländerbeirates werden Ge-
schäftsräume zur Verfügung
gestellt. Von den Beiratsmit-
gliedern werden sachkundige
Einwohner für 6 Fachaus-
schüsse benannt.
1989: 2. Wahl zum Ausländer-
beirat. Er besteht aus 13 ge-
wählten Vertretern der auslän-
dischen Mitbürger (Nationa-
litäten und Wahlberechtigte
wie bei der Urwahl 1985).
1995: Am 19.3.1995 wählen
erstmals alle ausländischen
Bonner auf der Grundlage des
§ 27GO NW ihre Vertreter für
den Ausländerbeirat.
1996: Einrichtung und Beset-
zung der Stelle eines Ge-
schäftsführers und einer
Schreibkraft in den Geschäfts-
räumen. Der Ausländerbeirat
ist Gründungsmitglied der
LAGA NRW. 

Der Ausländerbeirat Bonn hat 27 stimmbe-
rechtigte und 22 beratende Mitglieder.
Die gewählten 21 Männer und 6 Frauen kan-
didierten auf folgenden Listen: „Gemeinsam
ohne Grenzen“: 9 Mitglieder aus 8 Ländern;
„Internationale Liste“: 7 Mitglieder aus 4 Län-
dern; „Bunte Liste/Gleiche Rechte“: 3 Mit-
glieder aus 3 Ländern; „Bonner Internationale
Liste“: 3 Mitglieder aus 3 Ländern; „Verein
der Franzosen im Ausland“: 1 Mitglied; zu-
sätzlich 4 Einzelmitglieder aus 3 Ländern. Die
Mitgliederstruktur im Ausländerbeirat ist mul-
tinational. 

Neben den gewählten Mitgliedern nehmen
auch Vertreter der Wohlfahrtsverbände, des
Arbeitsamtes Bonn, des Polizeipräsidiums, des
Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Indu-
strie- und Handelskammer sowie je zwei Ver-
treter der Ratsfraktionen als beratende Mit-
glieder an den Sitzungen des Ausländerbeira-
tes teil. Es hat sich als sehr vorteilhaft erwie-
sen, daß in den Beiratssitzungen die Sach-
kompetenz dieser Personen zum Tragen
kommt.
Auch außerhalb der Sitzungen bestehen enge
Kontakte mit den benannten Vertretern. 
Da eine Zusammenarbeit und ein regelmäßi-
ger Gedankenaustausch mit den Organisatio-
nen, den Ratsmitgliedern und den in Bonn
wohnhaften Landtags- und Bundestagsabge-
ordneten bereits seit Jahren gegeben ist, wird
der Ausländerbeirat von den Politikern als
wichtiges Gremium angesehen, dessen Anre-
gungen stets ernsthaft in den Fachausschüs-
sen behandelt werden. 
Auf Initiative des Ausländerbeirates wurde
u.a. folgendes beschlossen: 

Umbennung einer Straße in „Saime-Genc-
Ring“. Gründung einer Internationalen Schu-
le. Die Interessen der ausländischen Jugendli-
chen bei der Erstellung des Jugendfreizeitstät-
tenbedarfsplanes werden in verstärktem
Maße berücksichtigt. Hearing zum Thema
„Ältere ausländische Mitbürger“. Gründung
einer Stiftung „Jugendhilfe“. Politiker erken-
nen die Problematik des Aufenthaltsstatus
von Ortskräften bei den Botschaften. Die Ver-
waltung prüft zur Zeit eine mögliche Unter-
stützung und Errichtung eines Internationalen
Frauenzentrums. Beschluß zur Erstellung und
Durchführung einer Jugendhilfeplanung, Teil-
plan Jugendsozialarbeit/Jugendberufshilfe
gemäß §80 Kinder- und Jugendhilfegesetz. 

Um eine Vielzahl von Interessen wahrnehmen
und bestehende Probleme aufgreifen zu kön-
nen, hat der Ausländerbeirat die Arbeitskreise
„Frauen, Familie und Senioren“, „Kindergar-
ten, Jugend und Schule“ sowie „Wohnen, So-
ziales und Kulturelles“ gegründet, in denen
auch engagierte Bonner aktiv mitwirken. Die-
se Arbeitskreise erarbeiten die jeweiligen Pro-
blemstellungen und möglichen Lösungsansät-
ze und legen diese dem Ausländerbeirat zur
endgültigen Entscheidung vor. Der Auslän-
derbeirat hat sich in seinen Sitzungen bereits
mit einigen wichtigen Anliegen beschäftigt,
die in den Arbeitskreisen thematisiert wurden. 

Kontaktadresse: 
Ausländerbeirat der Bundesstadt Bonn 
Vorsitzender: Rahim Öztürker 
Geschäftsführerin: Sabine Hundrieser
Rathausstraße 3, 53225 Bonn 
Tel.: 0228/77 26 95, Fax.: 0228/77 26 96

DDeerr  AAuusslläännddeerrbbeeiirraatt  ddeerr
BBuunnddeessssttaaddtt  BBoonnnnWWiirr  üübbeerr  uunnss
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Vielleicht liegt es am „Sommerloch“, daß sich z.Zt. viele
deutsche Medien mit „Mehmet“ beschäftigen. Mehmet
ist das Pseudonym eines 14jährigen Jugendlichen, dessen
Eltern seit 30 Jahren in Deutschland leben. Obwohl er
hier geboren und aufgewachsen ist, gilt er als Ausländer,
weil seine Eltern die türkische Staatsangehörigkeit haben.
(Würde Mehmet z.B. in den Niederlanden leben, hätte er
längst einen Anspruch auf Einbürgerung.) Anders als sei-
ne beiden Brüder gilt er als krimineller Serientäter. Die
Landesregierung Bayern tritt dafür ein, daß Mehmet und
seine Eltern in die Türkei abgeschoben werden. 

In einem Spiegel-Interview (Ausgabe 32 vom 3.8.1998)
bezeichnet der sozialdemokratische Oberbürgermeister
von München die geplante Ausweisung als Ultima ratio.
Auf die Spiegel-Frage, warum der Staat einen hier gebo-
renen Sohn ausländischer Eltern gegenüber weniger Ver-
antwortung als gegenüber einem deutschen Jungen hat,
antwortet der Oberbürgermeister: „Die Verantwortung
ist in beiden Fällen gleich groß. Aber wenn alle Instru-
mente versagt haben, hat der Staat im Ausländerrecht
ein Instrument, daß er bei Deutschen nicht hat. Das ist
eine keineswegs gerechte Ungleichbehandlung, die aber
im Gesetz vorgesehen ist.“

Über das Schicksal von Mehmet ist noch nicht endgültig
entschieden; aber die Diskussion um diesen Sonderfall
hat die Diskussion um die „Ausländerkriminalität“ ange-
heizt. 

Ausländerkriminalität? Mit dem Begriff Ausländerfeind-
lichkeit ist die Feindlichkeit gegen Ausländer gemeint;
mit dem Begriff Ausländerkriminalität ist dagegen die
Kriminalität der Ausländer gemeint. Aus Sicht von Exper-
ten ist unstrittig: Die Rede von der Ausländerkriminalität
wird der Wirklichkeit nicht gerecht, weil eine differen-
zierte Betrachtungsweise notwendig ist. 

Die in NRW lebenden knapp 2 Mio. Ausländer/innen
kommen aus über 180 verschiedenen Ländern und ha-
ben einen unterschiedlichen Aufenthaltsstatus: Die über-
wiegende Mehrheit ist als „Gastarbeiter“ nach NRW ge-
kommen und lebt mittlerweile in 2. oder 3. Generation
hier. Andere Ausländer/innen sind Flüchtlinge oder Asyl-
bewerber, die auf ihre Anerkennung warten; viele
Flüchtlinge haben einen Sonderstatus, weil es sich um
Bürgerkriegsflüchtlinge oder um De-facto-Flüchtlinge
handelt, die aufgrund der Genfer Konvention nicht aus-
gewiesen werden dürfen. Aber es gibt auch ausländische
Studenten, Touristen und Geschäftsleute, die einen befri-
steten Aufenthaltsstatus genießen.

Selbstverständlich gibt es Deutsche, die Straftaten bege-
hen und gegen gesetzliche Regeln verstoßen. Und
selbstverständlich gibt es auch Ausländer, die Straftaten
verüben und gegen hier gültige Regeln verstoßen. 

Quelle für die Behauptung, Ausländer seien deutlich
stärker als Deutsche mit Kriminalität belastet, sind undif-
ferenzierte Pauschaldaten von Kriminalitätsstatistiken.
Sogenannte „Ausländeranteile“ an Tatverdächtigen,
Verurteilten oder Häftlingen werden explizit oder asso-
ziativ mit den „Ausländeranteilen“ an der Wohnbevöl-
kerung verglichen.
Die polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) erfaßt Tatverdäch-
tige, deshalb müßte sie eigentlich „Polizeiliche Tatver-
dachtsstatistik“ heißen. Allerdings wird nur bei einem
Drittel der tatverdächtigen Personen der polizeiliche Ver-
dacht durch ein rechtskräftiges Urteil bestätigt. Außer-
dem sind bei „nicht-deutschen Tatverdächtigen“ Verfah-
renseinstellungen und Freisprüche deutlich höher als bei
Deutschen.

Die Statistik des Innenministeriums NRW über verurteilte
Personen im Jahr 1996 zeigt, daß drei Viertel aller Verur-
teilten Deutsche sind und jeder vierte Verurteilte ein Aus-
länder. Da aber der Ausländeranteil insgesamt in NRW
11% beträgt, wird behauptet, daß Ausländer gegenüber
Deutschen doppelt so häufig kriminell sind. 
Bei einer genaueren Analyse zeigt sich: Mit über 39% ist
die Gruppe von nicht-deutschen Personen am größten,
die aus vielen verschiedenen Ländern kommen; der An-
teil von Verurteilten mit türkischer Staatsangehörigkeit
ist mit knapp 27% deutlich geringer, das gleiche gilt für
Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien (21%) oder
Staatsangehörigen aus EU-Ländern (etwa 12%).

SSiinndd  AAuusslläännddeerr  kkrriimmiinneelllleerr  aallss  DDeeuuttsscchhee??

VVeerruurrtteeiillttee  11999966  iinn  NNRRWW
nnaacchh  SSttaaaattssaannggeehhöörriiggkkeeiitt

absolut % %
Deutsche 143.204 75,1
Ausländer 47.409 24,9 100,0

darunter (aus):
Sonstigen Ländern 18.600 9,8 39,1
Türkei 12610 6,6 26,6
Ehem. Jugoslawien 9.946 5,2 21,0
EU-Ländern 5.850 3,1 12,3
Angehörige der
Stationierungsstreit-
kräfte 403 0,2 1,0

Gesamt 190.613 100,0
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Wie der Vergleich von Deutschen und Ausländern bei
den Verurteilten 1996 in NRW nach Hauptdeliktsgrup-
pen zeigt, sind die Anteile jeweils sehr ähnlich, nur aus-
nahmsweise bestehen Unterschiede. Zunächst muß fest-
gehalten werden, daß Verstöße gegen das Ausländerge-
setz oder gegen das Asylverfahrensgesetz ausländerspe-
zifische Vergehen sind. 

Verurteilungen aufgrund von Straftaten im Straßenver-
kehr kommen bei Deutschen mit 33% häufiger vor als
bei Ausländern mit fast 25%. Umgekehrt verhält es sich
bei Diebstählen und Unterschlagungen; hier ist der An-
teil bei Ausländern mit fast 29% etwas höher als bei
Deutschen mit knapp 25%. Dabei sollte beachtet wer-
den, daß bei dieser Deliktgruppe die meisten Verurtei-
lungen für Ausländer ausgesprochen werden, die aus
„sonstigen Ländern“ kommen. 

Leider fehlen in der Statistik über die Anzahl der Verur-
teilten differenzierte Angaben zur Aufenthaltsdauer und
zum Aufenthaltsstatus. Aber mit Recht weisen viele Ex-
perten darauf hin, daß bestimmte Deliktarten – wie z.B.
Diebstahl bzw. andere Vermögensdelikte – in starkem
Maß durch die soziale Lage der Betroffenen und nicht
durch ihre Staatsangehörigkeit bestimmt wird. Es ist un-
umstritten, daß Ausländer eher Gruppen mit niedrigem
Sozialstatus angehören und überwiegend in Großstädten
und Stadtteilen mit einem erhöhten Gefährdungspoten-
tial wohnen und leben.

Abschließend wird kurz auch auf den „Ausländeranteil“
bei Gefangenen in den Justizvollzugsanstalten in NRW
eingegangen:

Nach der Belegungssta-
tistik des Innenministeri-
ums vom 30.9.1997
handelt es sich bei 5.843
von insgesamt 17.928
Gefangenen um nicht-
deutsche Personen aus
104 verschiedenen Staa-
ten – das entspricht ei-
nem durchschnittlichem
Anteil von 32,6%.
(Übrigens: 605 der
5.843 Personen sind Ge-
fangene in Abschiebe-
haft). Besonders hoch ist
der Anteil nicht-deut-
scher Personen bei jun-
gen Gefangenen: im Ju-
gendstrafvollzug beträgt
er 37,4%, bei jungen

Gefangenen in Untersuchungshaft 51,0%. Die meisten
dieser Jugendlichen und Heranwachsenden wurden
straffällig in Folge ihrer von sozialer Benachteiligung ge-
kennzeichneten Lebenssituation. Sie besitzen nur aus-
nahmsweise einen Schul- bzw. Berufsabschluß. Hier be-
steht großer Handlungsbedarf – im Form präventiver
und integrationsfördernder Maßnahmen. 

FFaazziitt::
Die Behauptung, daß Ausländer krimineller als Deutsche
seien, ist ein Vor-Urteil, das in dieser pauschalierten Form
nicht den Tatsachen entspricht. Wahr ist, daß in allen Ge-
sellschaften Straftaten und gesetzliche Regelverstöße
vorkommen. Das Kriterium „Staatsangehörigkeit“ ist
aber nicht geeignet, Gemeinsamkeiten und Unterschiede
zwischen einheimischer Bevölkerung und Zugewander-
ten aufzuzeigen. Die überwiegende Mehrheit aller in
NRW auf Dauer lebenden Migrantinnen und Migranten
verhalten sich gesetzeskonform. Außerdem muß beach-
tet werden, daß nach einer längst überfälligen Reform
des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts viele Zuge-
wanderte keine Ausländer wären. 

Jugendliche, die hier leben und aufgewachsen sind und
als Ausländer nur deshalb gelten, weil ihre Eltern eine
nicht-deutsche Staatsangehörigkeit haben, sollten in
gleicher Weise behandelt werden wie einheimische deut-
sche Jugendliche. 

Empfohlene Literatur: 
Mitteilungen der Beauftragten der Bundesregierung für die
Belange der Ausländer, Bonn; Nummer 2. In der Diskussion:
„Ausländerkriminalität“ oder „kriminelle Ausländer“. An-
merkungen zu einem sensiblen Thema; November 1993

VVeerruurrtteeiillttee  11999966  iinn  NNRRWW  nnaacchh  HHaauuppttddeelliikkttssggrruuppppeenn  ((iinn  %%))

Hauptdeliktsgruppen Deutsche Ausländer
n = 143.204 n = 47.409

Straftaten im Straßenverkehr 33,0 24,9
Diebstahl und Unterschlagung 24,6 28,8
Sonstige Vermögensdelikte 18,9 16,1
Straftaten gegen die Person (außer im Straßenverkehr) 7,4 8,4
Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz 5,8 5,9
Straftaten nach anderen Bundes- und Landesgesetzen 4,6 5,0
Straftaten gegen den Staat, die öffentliche Ordnung u. im Amt 2,2 2,6
Raub und Erpressung, räuberischer Angriff auf Kraftfahrer 1,1 2,1
Gemeingefährliche Straftaten (außer im Straßenverkehr) 1,0 0,5
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 0,8 0,7
Verstöße gegen das Ausländergesetz/Asylverfahrensgesetz 0,2 5,0
Sonstige Straftaten 0,4 -

Gesamt 100,0 100,0
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Die Redaktion hat die Wahlprogramme der im Bundestag ver-
tretenden Parteien zum Thema „Migrationspolitik“ durchgese-
hen und die wichtigsten Aussagen zusammengestellt.
Diese Zusammenstellung wird bewußt nicht kommentiert, da-
mit nicht der Vorwurf der Parteilichkeit erhoben werden kann.

Jede Leserin und jeder Leser soll sich aufgrund dieser Aussagen
selbst ein Bild machen und – bei Wahlrecht – in die eigene
Wahlentscheidung mit einfließen lassen.
Wenn prägnante Aussagen in den Programmen fehlen, wurde
ein ? eingesetzt.

BBuunnddeessttaaggsswwaahhll  aamm  2277..  SSeepptteemmbbeerr  11999988

LLeesseerrbbrriieeffee
„Ich habe den Infodienst Migration, den die LAGA herausgibt,
mit Interesse gelesen. Als Mitglied des Ausländerbeirates Köln
begrüße ich diese Aktivität und hoffe, daß solche Berichte wie
„Jugend in Arbeit“ öfters erscheinen. Ich freue ich mich auf den
regen Informationsaustausch über die Berichte der Ausländer-
beiräte in NRW. Ich gratuliere Ihnen für die gute Leistung .“

Turan Özkücük, Köln

„Mit wachsendem Interesse verfolge ich das Heft  „Migration“ der
LAGA NRW. Dieses Blatt könnte sich zu einem Forum des Dialoges
zwischen der LAGA NRW und den örtlichen Beiräten entwickeln.
Natürlich hoffe ich, in der nächsten Zukunft etwas über die Aktivitä-
ten der örtlichen Beiräte zu lesen. Somit können wir auch in diesem
Heft voneinander erfahren.“

Mustafa Okur, Mülheim/Ruhr

(Neues)
Ausländerrecht

Neues Staats-
angehörigkeits-
recht

Doppelte Staats-
angehörigkeit

Einbürgerung

Zuwanderung

Flüchtlinge
Asylbewerber

Kommunales 
Wahlrecht

Anti-
Diskriminierungs
gesetz

Soll human 
und sozial 
ausgestaltet
werden

ja

?

hier geborene
Kinder, falls Mut-
ter oder Vater
hier geboren sind

sozial
verträglich
steuern

?

ja

?

ja;
Niederlassungs-
recht mit eigen-
ständigem Auf-
enthaltsrecht

ja

ja

soll
erleichtert
werden

Einwanderungs-
gesetz:

mindestens
25% aus huma-
nitären Gründen

ja;
3 J. in D.

ja

nein

nein;
aber Reform
bisheriger
Regelungen

nein

gute deutsche
Sprachkenntnisse
werden voraus-
gesetzt

soll
eingeschränkt
werden

?

nein

?

?

ja

ja;
befristet für hier
geborene Kinder

soll
erleichtert
werden

Kontrollgesetz
zur Zuwande-
rung

verbesserte Mo-
dalitäten z.B. bei
Abschiebung

ja;
5 J, in D.

?

Ja;
Niederlassungs-
recht mit eigen-
ständigem Auf-
enthaltsrecht

ja

ja

?

?

Asylbewerber-
leistungsgesetz
soll abgeschafft
werden

ja
5 J. in D.

ja

CDU/CSU
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Diese Hauptausschußsitzung am 13. Juni hatte zahlreiche in-
haltlich wichtige Schwerpunkte:

Mit der Vorsitzenden des Landtagsausschusses für Migrati-
onsangelegenheiten Christiane Bainski wurde über den Stand
der Umsetzung der Koalitionsvereinbarung zum Thema „Mi-
grationspolitik“ und über die Arbeit des Ausschusses diskutiert.
Frau Bainski hob  dabei hervor, daß es zunächst darum gegan-
gen sei, die Strukturen für eine bessere,  emanzipatorische Mi-
grationsarbeit in NRW zu schaffen. Dazu gehöre die Einrich-
tung des  Ausschusses für Migrationsangelegenheiten selbst,
die Erweiterung des „Migrationsreferates“ im Ministerium für
Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur und Sport, die
Gründung des Landeszentrums für Zuwanderung und nicht zu-
letzt die Förderung der  LAGA NRW. 

Michael Schlikker vom Büro der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Ausländerfragen  stellte dar, wie sich das EU-Recht
auf die Behandlung der EU-Bürgerinnen und -Bürger  auswirkt,
insbesondere hinsichtlich der ausländerrechtlichen Behandlung
und ihrer sozialrechtlichen Stellung. Durch Kooperations- bzw.
Assoziationsabkommen sind auch türkische, algerische, tunesi-
sche und marokkanische Staatsangehörige von Regelungen
betroffen, die eine Besserstellung gegenüber dem Ausländer-
gesetz zur Folge haben.

Zu Fragen aus vielen Mitgliedsbeiräten hinsichtlich der
Durchführung von Einbürgerungsverfahren nahm Turan Öz-
kücük, Arbeiterwohlfahrt Köln, Stellung. Er erläuterte, daß sich
an dem Recht ehemaliger türkischer Staatsangehöriger, eine
Wiedereinbürgerung zu verlangen, nichts geändert habe. Rich-
tig sei aber, daß die Bearbeitung solcher Anträge zur Zeit we-
sentlich länger dauere als in der Vergangenheit. Aufgabe der
Ausländerbeiräte sei es, den Betroffenen vor Ort die unbegrün-
dete Angst zu nehmen, daß sie Rechte in der Türkei verlieren
könnten.

Der Ausländerbeirat Dortmund hat der LAGA mitgeteilt, daß
in Dortmund neben dem Ausländerbeirat eine „Migrations-
kommission“ gegründet werden soll. Der Hauptausschuß be-
trachtet dieses Vorhaben als einen Versuch, das demokratisch
legitimierte Vertretungsorgan der Migrantinnen und Migranten
zu entwerten. Er hat deshalb die Landesregierung gebeten, bei
den Städten darauf hinzuwirken, von der Bildung solcher Kom-
missionen abzusehen. Außerdem wurden die Landtagsfraktio-
nen und der Ausschuß für  Migrationsangelegenheiten gebe-
ten, sich kurzfristig mit dem Thema zu befassen. Der
Hauptausschuß solidarisierte sich mit der Forderung des Aus-
länderbeirates Dortmund, gemeinsam mit den Fraktionen im
Rat zu einer gemeinsamen Lösung für eine bessere politische
Partizipation der Migrantinnen und Migranten zu kommen.

Der Hauptausschuß hat eine „Dorstener Erklärung – Für die
Solidarität der Migrantinnen und Migranten“ beschlossen. Die-
se Erklärung wird in der nächsten Ausgabe vorgestellt.

Als 103. Mitglied wurde der Ausländerbeirat der Stadt Rem-
scheid in die LAGA aufgenommen.

Das vollständige Protokoll liegt allen Delegierten und den Ge-
schäftsstellen der Mitgliedsbeiräte vor. 

AAuuss  ddeenn  GGrreemmiieenn  ddeerr  LLAAGGAA

Am 14.5.1998 stellten vier Lehrerinnen und Lehrer aus dem
RAA-Verbund ihre Aktivitäten zur Errichtung bilingualer Zwei-
ge an Grundschulen dem Migrationsausschuß vor. Anlaß war,
daß ab dem neuen Schuljahr 1998/99 ein deutsch-italienischer
Zweig an einer Grundschule in Hagen startet. Derartige Erfah-
rungen gibt es auch in anderen Bundesländern, in denen
Deutsch mit unterschiedlichen Partnersprachen, z. B. Grie-
chisch, Spanisch, Türkisch, Polnisch oder Portugiesisch verbun-
den wird. 

Die Klassen bestehen zu gleichen Teilen aus Schülern, deren
dominante Sprache entweder Deutsch oder die von der Schule
jeweils als „Partnersprache“ ausgewählte zweite Sprache ist, in
Hagen also Italienisch. Der Unterricht wird in den unterschied-
lichen Sprachen jeweils von Lehrern erteilt, die diese Sprache
als Muttersprache sprechen.

Es geht dabei darum, daß die Migrantenkinder ihre natürli-
che Mehrsprachigkeit koordiniert ausbilden und auf diese Wei-
se sowohl ihre Muttersprache als auch Deutsch auf hohem Ni-
veau beherrschen. Zugleich können einsprachig aufwachsende

deutsche Kinder auf völlig neue Weise eine weitere Sprache ler-
nen: Sie haben die Möglichkeit, nicht nur in Ausnahmesituatio-
nen, sondern im Alltag mit Muttersprachlern zu reden und zu
lernen.

Auf diese Weise sollen sie bis zum Ende der Grundschulzeit
ebenfalls ein hohes Niveau in beiden Sprachen erreichen. Im-
merhin wird auch für diese Kinder Mehrsprachigkeit zu einem
Muß: Die Internationalisierung der Arbeitswelt oder der eu-
ropäische Einigungsprozeß machen dies erforderlich.

Die Vertreter der Parteien im Ausschuß begrüßten einhellig die-
se Überlegungen. Sie sahen darin große Chancen sowohl für
Migrantenkinder als auch für nur deutschssprachige Schülerin-
nen und Schüler. 

Es wurde deutlich: Ähnliche Bedingungen wie in Hagen gibt es
auch an anderen Orten; nicht nur mit Italienisch, sondern auch
mit anderen Sprachen.

Ausländerbeiräte in NRW sollten den Rückenwind aus dem
Ausschuß nutzen und vor Ort solche Angebote initiieren.

HHaauuppttaauusssscchhuußßssiittzzuunngg
iinn  DDoorrsstteenn

TThheemmaa  iimm  LLaannddttaaggssaauusssscchhuußß  ffüürr  MMiiggrraattiioonnss--
aannggeelleeggeennhheeiitteenn::  „„ZZwweeiisspprraacchhiiggee  GGrruunnddsscchhuulleenn““
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NNeeuuee  LLaannddeessrreeggiieerruunngg  iinn  NNRRWW

Am 27.5.1998 wurde der bisherige Wirt-
schaftsminister Wolfgang Clement als Nach-
folger von Johannes Rau in das Amt des Mini-
sterpräsidenten von Nordrhein-Westfalen ge-
wählt. Das neue Kabinett besteht aus dem
Ministerpräsidenten und acht Ministerinnen
und Ministern:
� Finanzministerium

Heinz Schleußer
� Ministerium für Inneres und Justiz

Dr. Fritz Behrens
� Ministerium für Wirtschaft und Mittel-

stand, Technologie und Verkehr
Bodo Hombach

� Ministerium für Schule und Weiterbildung,
Wissenschaft und Forschung
Gabriele Behler

� Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Stadtentwicklung, Kultur und Sport
Ilse Brusis

� Ministerium für Frauen, Jugend, Familie
und Gesundheit
Birgit Fischer

� Ministerium für Bauen und Wohnen
Dr. Michael Vesper
(stellvertretender Ministerpräsident)

� Ministerium für Umwelt, Raumordnung
und Landwirtschaft
Bärbel Höhn 

AAuusslläännddeerrrreecchhtt  wwuurrddee  nnoovveelllliieerrtt

Vom IG-Metall-Vorstand in Frankfurt, Abt.
Ausländische Arbeitnehmer, wurde unter dem
Titel „Ausländerrecht wurde novelliert“ eine
Broschüre herausgegeben, die kritische An-
merkungen zu der ab 1.11.1997 geltenden
neuen Fassung des Ausländergesetzes ent-
hält. Außerdem wurde die neueste Fassung
des Ausländergesetzes in die türkische Spra-
che übersetzt und ebenfalls in einer Broschüre
veröffentlicht.
Beide Broschüren können bei der IG-Metall
bestellt werden: Tel. 069/ 66 93 0

AAuusslläännddeerriinnnneenn  uunndd  AAuusslläännddeerr  iinn
NNRRWW  --  ZZaahhlleennssppiieeggeell  11999977

Die neueste Ausgabe des jährlich vom Mini-
sterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
und dem Landesamt für Datenverarbeitung
und Statistik herausgegebenen Zahlenspiegels
liegt vor. Dieser Zahlenspiegel bietet einen

umfassenden Überblick über die Situation der
Migrantinnen und Migranten in Bund und
Land. Außerdem enthält er einen umfangrei-
chen Adressenteil mit „Anschriften für die
Ausländerarbeit“. Der Zahlenspiegel kann ko-
stenlos bestellt werden beim Ministerium für
Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur
und Sport NRW, 40190 Düsseldorf.

ZZeeiittsscchhrriifftt  ffüürr  TTüürrkkeeiissttuuddiieenn

Diese Zeitschrift ist hinsichtlich ihrer inhaltli-
chen Bandbreite und thematischen Auswahl
in Deutschland und dem europäischen Aus-
land einzigartig. Sie informiert ihre Leser re-
gelmäßig über: 
– aktuelle wirtschaftliche, soziale, politische

und rechtliche Entwicklungen in der Türkei,
– Außenbeziehungen und Außenpolitik der

Türkei, 
– Migration in Europa,
– die Entwicklungen der deutsch-türkischen

bzw. der europäisch-türkischen Beziehungen
– Buchbesprechungen neuer Publikationen

zum Thema Türkei und Migration.
Die Zeitschrift für Türkeistudien stellt damit
eine wichtige Informationsquelle für alle dar,
die sich mit dem Themenbereich Türkei aus
außen- und innenpolitischer Sicht und Migra-
tion beschäftigen. Neben Aufsätzen verwei-
sen Rezensionen und Zeitschriftenschau auf
weiterführende Literatur und bieten dem Le-
ser die Möglichkeit aktuelle Entwicklungen zu
verfolgen und sich über den Stand der For-
schung zu informieren. Die Zeitschrift er-
scheint zweimal jährlich, mit ca. 160 Seiten
pro Heft. Jahresabonnement 76,- DM (Stu-
denten 54,40 DM), zuzügl. Versandkosten. 
Bestellungen beim Verlag: Leske & Budrich
GmbH, Gerhard-Hauptmannstr. 27,
51379 Leverkusen, Tel. 02171/2079, 
Fax. 02171/41209.

SSeemmiinnaarree

In Kooperation mit verschiedenen Trägern ist
es der LAGA NRW gelungen, den Mitgliedern
der Ausländerbeiräte auch für das 2. Halbjahr
1998 ein umfangreiches Fortbildungspro-
gramm anzubieten. Auch für den Januar 1999
konnten bereits zwei Angebote fest gebucht
werden. Ein Faltblatt mit genaueren Informa-
tionen sowie Ausschreibungen für die einzel-
nen Seminare werden an die Geschäftsstellen
der Beiräte geschickt.
Weitere Informationen erhalten Sie bei der
LAGA-Geschäftsstelle, dort können Sie sich
auch zu allen Seminaren anmelden.

AAuuss  ddeemm  LLaannddttaagg

VVeerraannssttaallttuunnggsshhiinnwweeiiss

VVeerrööffffeennttlliicchhuunnggeenn

Termine

Hauptausschußsitzung
24.10.1998, 14.00 Uhr
in Hagen

Mitgliederversammlung
12.12.1998, 11.00 Uhr
in Köln


